
lange insoweit nicht eine exception culturelle
die nationale oder regionale Kulturförderung
davor schützen könnte. Hierzu hat sich die
Lage etwas verändert, weil die sogenannte
Vielfaltskonvention der UNESCO inzwischen
zu Zeichnung und Ratifikation aufliegt und
bald in Kraft treten wird, die der Erhaltung
kultureller Vielfalt unter den Rahmenbedin-
gungen der Globalisierung und Liberalisie-
rung im Kontext des Allgemeinen Abkom-
mens zum Handel mit Dienstleistungen
(GATS) und insbesondere der Anerkennung
der Doppelnatur von kulturellen Gütern und
Dienstleistungen als zugleich Wirtschafts- und
Kulturgüter dient. Innerhalb des behandelten
europäischen Umkreises aber sind starre Rege-
lungen allerdings mit dem weiteren Nachteil
verbunden, dass sie den Wandel der Kulturen
nicht erfassen können, es sei denn, sie enthal-
ten Öffnungsklauseln, wie die Untersuchung
feststellt. Geografische und sprachliche Ei-
genheiten haben in kleineren und mehrspra-
chigen Ländern erhebliche Bedeutung. Da-
bei geht es auch um den Schutz historisch ge-
wachsener Minderheiten als politisch-demo-
kratisches Anliegen. Ob dafür aber konkrete
Quoten in Vollprogrammen taugen, das hält
die Studie für fraglich. Werden Kulturquoten-
regelungen eingeführt, so erscheint ihr als
bester Anknüpfungspunkt nicht die verfüg-
bare relevante Sendezeit, sondern der Haus-
halt der Anstalt oder der Jahresumsatz des
Unternehmens. Außerdem wäre jedenfalls
eine Flexibilisierung im Sinne der österrei-
chischen oder der finnischen Regelung wün-
schenswert. Im Gegensatz zum Fernsehen er-
scheinen für das Hörfunkprogramm Quoten
nicht geboten. Nicht sachgerecht erscheint
den Autoren, private Veranstalter mit Rund-
funkgebührenbeteiligungen auf ein kulturel-
les Angebot zu verpflichten. Umfassende Kul-
turquotenregelungen im dualen Rundfunk-
system halten sie überhaupt für problema-
tisch. Dort wollen sie solche Verpflichtungen
vor allem als Aufgabe des gebührenfinanzier-
ten Rundfunks sehen, um „Kulturprogram-
me zu senden, die aufgrund ihrer ökonomi-
schen Merkmale den Sprung auf die Bildflä-
che nicht schaffen“.

Schon aufgrund der normativen Ver-
wandtschaft gerade des jüngeren Verfas-
sungsrechts der Schweiz einerseits und
Deutschlands dank des Grundgesetzes ande-
rerseits ist die Untersuchung von besonde-

rem Interesse. Da sich die Schweiz auch im
Felde der Medien der Europäischen Union
mehr und mehr anfügt, wird die Nähe eher
noch zunehmen. Daher sind gemeinsame Stu-
dien auf diesem engeren Gebiet von beson-
derem Reiz. Ihr Wert steigert sich sozusagen
mit der Verflechtung. Zugleich sind kompa-
rative Untersuchungen hier von besonderem
Gewicht, zumal manche Staaten der Euro-
päischen Union wesentlich mehr tradierte
kulturelle Differenz in sich bergen. Etwas an-
ders liegt es indes, wenn die kulturelle Viel-
falt einen sogenannten „Migrationshinter-
grund“ hat. Hier wird eher auf Integration ge-
setzt, zumal diese Minderheiten medial oft
mit ihrer Herkunftstradition vernetzt sind.
Dabei stellen sich manchmal auch Fragen der
Integration unter Aspekten der politischen
Kultur sowie insbesondere der Informations-
und der Meinungs- sowie der Kunstfreiheit,
– was man unter dem Stichwort der „Paral-
lelgesellschaften“ diskutiert findet. Schwä-
chen der vorliegenden Publikation liegen in
Details, etwa in der sprachlichen Qualität,
wobei hier offensichtlich die deutsche Seite
den Ton angab, denn „Helvetizismen“ finden
sich kaum. Ein weiterer Mangel liegt darin,
dass kein Register angefügt ist. Das wäre für
die rasche Zugänglichkeit aber nötig. So muss
man sich mit dem Inhaltsverzeichnis behel-
fen, was zwar ganz gut gelingen kann, aber
doch den Zugriff auf einzelne Passagen un-
ter Stichworten nicht ersetzt. Auch wäre fai-
rerweise mehr Transparenz gerade im Inter-
esse der jüngeren Autoren wünschenswert,
es sei denn, sie können ihren eigenen Arbeits-
beitrag in anderem Zusammenhang unter ih-
rem Namen zusätzlich veröffentlichen – und
dies, ohne Unwillen zu erregen. Insgesamt
liegt aber ein beachtliches „Gemeinschafts-
werk“ vor, dem man wünscht, in einem ange-
messenen Rahmen gewissermaßen zum Fort-
setzungsprogramm zu werden.

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig

Beim Medienrecht handelt es sich um eine
Querschnittsmaterie. Dies gilt in besonde-
rer Weise für das Recht der elektronischen
Medien. Wer mit diesem näher befasst ist, hat
nicht nur Informationsbedarf bezüglich der
einschlägigen Mediengesetze wie Telekom-
munikationsgesetz, Telemediengesetz oder
Rundfunkstaatsvertrag. Weitere Rechtsma-
terien – wie etwa das Gesetz gegen den un-
lauteren Wettbewerb, das Bürgerliche Ge-
setzbuch, das Urheberrecht oder auch das
Recht des Datenschutzes – haben für die elek-
tronischen Medien spezifische Ausprägun-
gen erfahren, werfen spezifische Probleme
auf. Deshalb ist es außerordentlich zu begrü-
ßen, dass mit dem hier vorzustellenden Kom-
mentar zum Recht der elektronischen Medien
nunmehr eine eben diesem Querschnitts-
charakter Rechnung tragende Gesamtdarstel-
lung vorgelegt wird, in der die einschlägigen
Gesetze bzw. Einzelnormen aus medienrecht-
licher Sicht kommentiert werden. Mit dem
Düsseldorfer Rechtsanwalt Fabian Schuster
und dem Göttinger Ordinarius Gerald Spind-
ler zeichnen zwei hervorragende Kenner der
Materie als Herausgeber verantwortlich. Sie
bieten Gewähr dafür, dass sich die Alterna-

tv
 d

is
ku

rs
 4

9

R E C H T

3 | 2009 | 13. Jg. 105

Gerald Spindler/Fabian Schuster (Hrsg.):
Recht der elektronischen Medien. Kommen-
tar. München 2008: Verlag C. H. Beck. 
1635 Seiten, 278,00 Euro



konnte für den Jugendmedienschutzstaats-
vertrag ein praktisch wie wissenschaftlich
gleichermaßen ausgewiesener Kenner der
Materie gewonnen werden. Das Markenge-
setz wird in relevanten Bestimmungen von
Ulf Müller kommentiert, der mit den §§ 1 bis
8 des TKG (§ 3 zusammen mit Alexander Dit-
scheid und Karsten Rudloff, beide Rechtsan-
wälte in Bonn) einen erheblichen Teil der
Kommentierungslast geschultert hat. Das
Recht der elektronischen Presse wird von dem
Berliner Rechtsanwalt Arthur Waldenberger
in einem handbuchartigen Kapitel dargestellt.
Erheblichen Raum in der Kommentierung
nimmt der Rundfunkstaatsvertrag ein; hier-
für zeichnet in großen Teilen Bernd Holzna-
gel (Universität Münster) jeweils mit Mitar-
beitern verantwortlich, einzelne Bestimmun-
gen werden von Waldenberger und von Mick-
litz sowie Andreas Zimmermann (Universität
Kiel) und Jutta Stender-Vorwachs (Universi-
tät Hannover) bearbeitet. Der Band enthält
des Weiteren eine Kommentierung des Si-
gnaturgesetzes durch Ludwig Gramlich (TU
Chemnitz). Die Kommentierung des TKG
übernehmen neben Ulf Müller u.a. wieder-
um Gramlich, ferner Hubertus Gersdorf (Uni-
versität Rostock), der Münchner Rechts-
anwalt Jens Neitzel, der Düsseldorfer Rechts-
anwalt Jens Eckhardt und der Münchner
Rechtsanwalt Felix Müller sowie Ditscheidund
Rudloff, die des Telemediengesetzes Rechts-
anwalt Peter Schmitz aus Düsseldorf sowie
Pfeiffer/Weller, Micklitz, Hoffmann/Zimmer-
mann/Stender-Vorwachs sowie Spindler/Fink.
Das UWG wird in den §§ 1 bis 11 von dem
Düsseldorfer Rechtsanwalt Schulze zur Wie-
sche kommentiert.

Den Kommentierungen vorangestellt ist
in einem allgemeinen Teil eine Darstellung
der völkerrechtlichen, europarechtlichen und
verfassungsrechtlichen Grundlagen durch
Udo Fink (Mainz). Hervorzuheben sind hier
der prägnante Überblick über die Bedeutung
der WTO für das Medienrecht und die Aus-
einandersetzung mit der unterschiedlichen
Bedeutung der Meinungsfreiheit im Inter-
net etwa im deutschen und im US-amerikani-
schen Recht (A Rn. 97ff.). Die Darstellung der
verfassungsrechtlichen Grundlagen erfolgt
im Wesentlichen durch eine in einer Kommen-
tierung des Medienrechts sicher nicht ver-
zichtbare Kommentierung des Art. 5 GG. Zur
Rundfunkfreiheit wird zutreffend hervorge-

tive Praxiskommentar oder wissenschaftli-
che Darstellung von vornherein nicht stellt.
Die Kommentierungen zeichnen sich durch-
weg gleichermaßen durch intensive wissen-
schaftliche Durchdringung der Materie wie
auch ausgeprägte Praxisorientierung aus.
Schon deshalb wird der Wert des Werks auch
in keiner Weise dadurch beeinträchtigt, dass
angesichts der in dichter Reihenfolge und mit-
unter auch Hektik aufeinanderfolgenden No-
vellierung der einschlägigen Gesetze, die
wiederum nur mühsam der technischen Ent-
wicklung zu folgen vermögen, ein Kommen-
tar wie der vorliegende zwangsläufig nur ei-
ne Momentaufnahme darstellen und nur über
einen kurzen Zeitraum hinweg in allen Be-
reichen den neuesten Stand der Gesetzge-
bung wiedergeben kann. Eben dies fordert
umso höheren Respekt vor der Leistung der
Herausgeber und Bearbeiter, die vermutlich
häufig gezwungen sind, noch zwischen Ma-
nuskriptabgabe und Imprimatur die aktuel-
len Gesetzesänderungen einzuarbeiten. Sie
haben mit ihrer Gesamtdarstellung jedenfalls
eine gültige Bestandsaufnahme des im maß-
geblichen Zeitpunkt – September 2007 – gel-
tenden Rechts der elektronischen Medien vor-
gelegt, die auch durch zwischenzeitlich er-
folgte Gesetzesänderungen in ihrer Gültig-
keit nicht berührt wird. Dort, wo anstehende
Rechtsänderungen eine Kommentierung ein-
zelner Gesetze zu Makulatur werden lassen,
wie beim „zweiten Korb“ des Urheberrechts,
haben die Herausgeber vernünftigerweise
auf die Aufnahme verzichtet. 

Die einschlägigen Einzelgesetze werden
meist nicht in ihrem gesamten Umfang, son-
dern in den bereichsspezifisch relevanten Tei-
len bearbeitet. Für das Bundesdatenschutz-
gesetz sind dies die §§ 4, 4a, 28 und 41. Für
die Bearbeitung zeichnet Spindlerverantwort-
lich, zusammen mit seiner Wissenschaftli-
chen Mitarbeiterin Judith Nink. Für die Kom-
mentierung einiger Bestimmungen vor allem
aus dem Allgemeinen Teil des BGB sowie aus
dem Schuldrecht zeichnen wiederum Spind-
lermit Mitarbeitern, der Düsseldorfer Rechts-
anwalt Ulf Müller sowie Hans-W. Micklitz (Uni-
versität Bamberg) verantwortlich, für die
Kommentierung einzelner Bestimmungen
des EGBGB Thomas Pfeiffer (Heidelberg) und
dessen Mitarbeiter Matthias Weller. Mit Mu-
rad Erdemir von der Hessischen Landesan-
stalt für privaten Rundfunk und neue Medien

hoben, dass nur ein Verständnis als subjekti-
ves Recht die erforderliche Kongruenz zur
Dogmatik des Art. 10 EMRK herstellen kann
(C Rn. 44). Nicht näher geht Fink auf die ver-
fassungsrechtliche Problematik der neuen
Medien, etwa des Internets, und die aktuell
kontrovers diskutierte Frage eines Funktions-
auftrags des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
für diesen Bereich ein. Eine eingehendere Dar-
stellung der verfassungsrechtlichen Grund-
lagen des Rundfunkrechts erfolgt auch in der
Kommentierung zum Rundfunkstaatsvertrag,
hier insbesondere bei § 2 durch Holznagel/Kie-
bele. Sie konnte das zweite Rundfunkgebüh-
renurteil vom 11. September 2007 nicht mehr
einbeziehen, was jedoch kein sonderliches
Manko darstellt, da das Bundesverfassungs-
gericht hier im Wesentlichen seine bisherige
Rechtsprechung bestätigte. Der Extra-Radio-
Beschluss hätte allerdings berücksichtigt wer-
den können und auch berücksichtigt werden
müssen, angesichts der dort vorgenomme-
nen Neubestimmung der Grundrechtspositi-
on privater Veranstalter. Von einer Kommen-
tierung der Bestimmungen über den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk wird Abstand ge-
nommen, während die Bestimmungen über
privaten Rundfunk und insbesondere auch
die der Sicherung der Meinungsvielfalt ein-
gehend kommentiert werden. Zu § 26 Rund-
funkstaatsvertrag, insbesondere zu der um-
strittenen Frage des Verhältnisses von Abs. 1
und Abs. 2, die im Zusammenhang mit der
gescheiterten Übernahme der ProSiebenSat.1
Media AG durch Springer eine entscheiden-
de Rolle gespielt hatte, verzichten Holznagel/
Grünwald auf eine nähere Auseinanderset-
zung mit der Entscheidung der KEK, wie über-
haupt auf eine Entscheidung im Meinungs-
streit. Generell ist die Kommentierung des
Rundfunkrechts durch eine prägnante und
ausgewogene Darstellung des aktuellen Stan-
des von Rechtsprechung und Lehre geprägt
– unter Verzicht auf fundierte Stellungnah-
men und auch auf ein erneutes Aufgreifen der
hinreichend vertrauten Grundsatzdiskussi-
on um das wahre Wesen der Rundfunkfrei-
heit. 

Auf verfassungsrechtliche Grundsatzfra-
gen einzugehen, war jedoch veranlasst für
die sogenannte elektronische Presse, also für
die im Hinblick auf Art. 5 bedeutsame Ein-
ordnung von Onlinepublikationen etwa der
Presseverlage unter die Pressefreiheit. Wal-
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denberger will im Hinblick auf den Schutz-
zweck des Grundrechts der Pressefreiheit auf
die nach herkömmlichem Verständnis not-
wendige Voraussetzung der Verkörperung der
Stofflichkeit verzichten (Presserecht, Rn. 6).
Dem ist sicher insoweit beizutreten, als An-
gebote der „elektronischen Presse“, unabhän-
gig von ihrer begrifflichen Einordnung unter
dem Begriff der Presse, jedenfalls verfassungs-
rechtlich nach den für die Pressefreiheit und
nicht nach den für die Rundfunkfreiheit gel-
tenden Grundsätzen zu behandeln sein dürf-
ten. Dies wird im Einzelnen auch ausgeführt,
ebenso wie die Darstellung der Einzelfragen
hinsichtlich der rechtlichen Behandlung der
elektronischen Presse nach Mediendienste-
staatsvertrag und Teledienstegesetz bzw. Te-
lemediengesetz sowie Rundfunkstaatsver-
trag und Landespressegesetzen die Thema-
tik für die Praxis in vorzüglicher Weise er-
schließt. In der Frage der Störerhaftung setzt
Waldenberger sich kritisch mit dem Rolex-Ur-
teil des BGH auseinander, wie generell mit
der Störerhaftung im Internet. Auch Zimmer-
mann/Stender-Vorwachs setzen sich in den
Vorbemerkungen zu § 7 TMG eingehender
mit der Problematik einer Übertragung der
polizeilichen Grundsätze für die Störerhaf-
tung auf das Internet auseinander, während
in der Kommentierung des UWG durch Schul-
ze zur Wiesche die Thematik in ihrer wettbe-
werbsrichtigen Relevanz meines Erachtens
etwas unterbelichtet bleibt. Von hohem In-
formationswert ist in dieser Kommentierung
jedoch die Spezifizierung der einzelnen Un-
lauterkeitstatbestände des § 4 UWG im Hin-
blick auf die Vielfalt wettbewerblicher und
wettbewerbswidriger Verhaltensweisen im
Bereich der elektronischen Medien. 

Im Rahmen einer Rezension ist es nicht
möglich, jeder der Einzelkommentierungen
den ihr gebührenden Rang zu widmen. Her-
vorheben möchte ich gleichwohl die weit-
gehend Neuland betretende Kommentierung
des Signaturgesetzes durch Gramlich und die
vorzügliche, den verfassungsrechtlichen
Grundsatzfragen nicht ausweichende und
den Verfassungsauftrag zum Jugendschutz
in die gebotene Konkordanz mit der Grund-
satzentscheidung des Art. 5 GG für freie Kom-
munikation bringende Kommentierung des
Jugendmedienschutzstaatsvertrags durch
Erdemir. Das gilt etwa für die differenzierte
Kommentierung der Unzulässigkeitstatbe-

stände des § 4 JMStV. Im Zusammenhang mit
Kommunikationsgrundrechten und Zensur-
verbot wird auf die Problematik der soge-
nannten Erwachsenenprüfung im Rahmen
der FSK hingewiesen (dazu Degenhart, in
UFITA 2/2009).

Die genannten und weiteren Einzelkom-
mentierungen fügen sich durchweg in den
überaus positiven Gesamteindruck des Werks.
Es scheint mir ein wertvolles Hilfsmittel nicht
nur bei der fachübergreifenden Befassung
mit einzelnen Fragen des Medienrechts ent-
sprechend seinem Querschnittscharakter zu
sein. Sicher wird, wer sich intensiver mit Be-
stimmungen des Rundfunkstaatsvertrags
oder dem Recht des unlauteren Wettbewerbs
im Bereich der Medien zu befassen hat, auf
die einschlägigen speziellen Darstellungen
zurückgreifen. Diese wiederum machen aber
keineswegs den Rückgriff auf den vorliegen-
den Kommentar zum Recht der elektroni-
schen Medien entbehrlich – mit seiner in die-
ser Prägnanz und Sachnähe anderweitig nicht
ohne Weiteres anzutreffenden Erschließung
der spezifisch medienrechtlichen Dimension
der unterschiedlichen Materien.

Die Darstellung ist durchweg gut lesbar,
übersichtlich und klar gegliedert. Erfreulich
klar ist auch das Schriftbild. Trotz des be-
eindruckenden Umfangs von fast 1700 Sei-
ten bleibt der Kommentar dank des speziel-
len Dünndruckverfahrens sehr handlich und
damit in jeder Hinsicht benutzerfreundlich.
Im Vorwort ist die Rede von einer 2. Aufla-
ge, die dann auch das Urheberrecht berück-
sichtigen werde. In der Tat hat der Kommen-
tar die Anlagen zu einem Standardwerk. Er
belegt im Übrigen sehr eindrücklich, dass
auch im Zeitalter der elektronischen Medien,
der E-Books und des E-Government, das ge-
druckte Buch unverzichtbar bleiben wird. 

Prof. Dr. Christoph Degenhart, Leipzig

Seit dem 1. Januar 2006 ist das Informations-
freiheitsgesetz des Bundes in Kraft, das die
früheren Grundsätze der Amtsverschwiegen-
heit und des Amtsgeheimnisses im Verwal-
tungsrecht allgemein in Frage stellen soll, al-
so nicht etwa für besondere Gebiete wie das
Umweltrecht, wo dies europarechtlich be-
dingt schon länger der Fall ist, oder aber in
einzelnen Bundesländern, die eine Vorreiter-
rolle übernommen hatten, und tendenziell
künftig im Verbraucherschutz. Auch geht ei-
ne solche Gesetzgebung über das allgemei-
ne presserechtliche Auskunftsrecht im An-
satz weit hinaus. Neben der amerikanischen
Tradition einer „Freedom of Information“-
Gesetzgebung, die in Europa vor allem im
Umweltrecht eine Vorbildfunktion hatte, gab
und gibt es aber auch innereuropäische Tra-
ditionen, die dem entsprechen, etwa im
schwedischen Recht. Insofern sind Intention
und Struktur einer solchen Gesetzgebung be-
kannt. Ihr Hauptproblem dürfte wie so oft im
Recht allenthalben das Verhältnis zwischen
Regel und Ausnahme sein. Denn wird ein all-
gemeiner Grundsatz postuliert und dieser
dann in ein Geflecht von Ausnahmen gestellt,
so kann der Grundsatz seiner Kraft gänzlich
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